
Herr Claude Wiseler 

Präsident der Abgeordnetenkammer 

Luxemburg, 20. August 2026 

Herr Präsident, 

Gemäß Artikel 80 der Geschäftsordnung der Abgeordnetenkammer bitte ich Sie, die folgende 

parlamentarische Anfrage an den Herrn Minister für auswärtige Angelegenheiten und Außenhandel 

weiterzuleiten. 

Im September 2024 hat die deutsche Regierung Grenzkontrollen an der deutsch-luxemburgischen 

Grenze eingeführt. Diese sollten zu Beginn sechs Monate andauern. Doch die Ausnahmeregelung, die nur 
unter bestimmten Bedingungen temporäre Grenzkontrollen erlaubt, wurde immer wieder verlängert. 

Nun hat die deutsche Regierung eine weitere Verlängerung der „vorübergehenden“ Kontrollen an allen 

ihren Landesgrenzen, einschließlich der deutsch-luxemburgischen Grenze, bis zum 15. März 2027 
angekündigt. Die wiederholten Verlängerungen der Kontrollen an den Binnengrenzen beeinträchtigen 

das Funktionieren des Schengen-Raums, insbesondere den freien Personenverkehr sowie Grenzgänger, 
Unternehmen und Einwohner der Grenzregionen. 

Am 2. Juni 2026 hat die Europäische Kommission im Rahmen von Artikel 27a Absatz 3 des Schengener 

Grenzkodex eine Stellungnahme zur Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der deutschen Kontrollen 
abgegeben. Darin fordert sie die deutschen Behörden auf, auf eine schrittweise und gezielte Aufhebung 

dieser Kontrollen hinzuarbeiten und weniger einschränkende Maßnahmen zu bevorzugen. Obwohl diese 

Stellungnahme keine rechtsverbindliche Maßnahme darstellt, die die Kontrollen beendet, kann die 
Kommission im Falle einer anhaltenden Nichteinhaltung des Schengener Grenzkodexes ein 

Vertragsverletzungsverfahren gemäß Artikel 258 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union einleiten und gegebenenfalls vor den Gerichtshof der Europäischen Union ziehen. 

Dabei gibt es bereits ein klares Gerichtsurteil. So hat das Koblenzer Landesgericht im April dieses Jahres 
der Klage des Saarbrücker Jura-Professors Dominik Brodowski stattgegeben. Das Gericht urteilte, dass 

die Verlängerung der Grenzkontrollen nicht mit dem Schengener Grenzkodex vereinbar sei, da 

Deutschland keine ausreichende Bedrohung der öffentlichen Ordnung belegen konnte. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich folgende Fragen an den Herrn Minister richten: 

− Ist die Regierung der Ansicht, dass die Verlängerung der deutschen Kontrollen an den 

Binnengrenzen bis zum 15. März 2027 den im Schengener Grenzkodex vorgesehenen
Anforderungen hinsichtlich der Notwendigkeit, der Verhältnismäßigkeit, des 

Ausnahmecharakters und des letzten Mittelprinzips nicht entspricht, wie es die Kommission 

bereits für vorherige Grenzkontrollen in ihrer Stellungnahme im Juni festgestellt hat?

− Wurde die Regierung im Rahmen der von Deutschland übermittelten Notifikation über die
konkreten Gründe informiert, die die Beibehaltung der Kontrollen an der deutsch-
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luxemburgischen Grenze rechtfertigen? Falls ja, um welche Gründe handelt es sich dabei und 

wie bewertet der Minister für auswärtige Angelegenheiten und Außenhandel diese? 

− Wie und wann wird die Regierung endlich gegen die wiederholten Verlängerungen der 

deutschen Grenzkontrollen, also die Verletzung des Schengener Grenzkodex, vorgehen? 

− Beabsichtigt der Herr Minister, aufgrund der Stellungnahme der Europäischen Kommission von 
Juni 2026, gegebenenfalls gemeinsam mit den anderen Mitgliedstaaten, die direkt von den 

deutschen Grenzkontrollen betroffen sind, bei der Europäischen Kommission zu intervenieren, 

um ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland gemäß Artikel 258 AEUV einzuleiten 

und gegebenenfalls ein verbindliches Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union zu 

erwirken? 

− Beabsichtigt die Regierung, wegen der Nichteinhaltung des Schengen-Grenzkodex durch 

Deutschland, vor den Gerichtshof der Europäischen Union zu ziehen? Falls nein, warum nicht? 

 

Hochachtungsvoll 
 

 

Yves Cruchten 

Abgeordneter 
 

 




